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Ausgewählte Urteile des Bundesgerichts zum 

Strafvollzugs- und Massnahmenrecht 

zusammengestellt von Daniel Verasani, RA, LL.M., Fachbereichsleiter Sonderdienst im Amt für 

Justizvollzug des Kantons Aargau. 

Die Auswahl der Urteile erfolgt durch den Autor. Sie werden in einer Regeste zusammengefasst 

mit Hinweisen zu einzelnen relevanten Erwägungen (mit eigenen Hervorhebungen). 

 

Urteil 6B_1136/2022 vom 12.01.2023 

 

Regeste 

Der Beschwerdeführer wurde bei ausgewiesener negativer Legalprognose (in 

Berücksichtigung der Differenzialprognose) einen Tag vor der Verbüssung der 

Freiheitsstrafe bedingt entlassen und es wurden Bewährungshilfe und Weisungen 

angeordnet. Die Beschwerde wurde gutgeheissen. Das Bundesgericht erkannte, dass 

aufgrund der schlechten Legalprognose keine Entlassung hätte gewährt werden dürfen 

auch sei dies einen Tag vor Strafende nicht rechtens. 

Der Entscheid würdigt die Differenzialprognostischen Überlegungen der Vor- und 

Erstinstanz nicht und ist daher aus vollzugsrechtlicher Sicht schwer nachzuvollziehen. Aus 

hiesiger Sicht muss bei einer doppelt ungünstigen Legalprognose eine bedingte 

Entlassung unter Berücksichtigung der Differenzialprognose möglich sein. Vorliegend 

können die Weisungen und die Bewährungshilfe allenfalls noch im Verfahren bzgl. 

Verlängerung der ambulanten Massnahme wieder installiert werden.  

Aus den Erwägungen: 

E.2.4.1. Die zeitliche Voraussetzung für eine bedingte Entlassung ist nachweislich erfüllt. 

Hingegen stellt die Vorinstanz weder ein positives Vollzugsverhalten des Beschwerdeführers noch 

die negative Erwartung, er werde in Freiheit keine Verbrechen oder Vergehen mehr begehen, 

fest. Vielmehr stellt sie beim Beschwerdeführer insgesamt eine deutlich erhöhte Rückfallgefahr für 

einschlägige Delikte (körperliche und sexuelle Gewalt im häuslichen Kontext), namentlich unter 

Alkoholeinfluss, fest und schlussfolgert sie deshalb eine ungünstige Legalprognose. Gestützt 

darauf bestätigt die Vorinstanz die mit Verfügung der Erstinstanz vom 30. Mai 2022 angeordnete 

bedingte Entlassung (und damit verbunden die Probezeit, Bewährungshilfe sowie Weisungen). Im 

Gegensatz dazu lehnte die Erstinstanz die bedingte Entlassung des Beschwerdeführers zeitnah 

mit Verfügung vom 24. März 2022 noch ab. Die Vorinstanz begründet die bedingte Entlassung 

des Beschwerdeführers aus dem Strafvollzug einen Tag vor dem ordentlichen Strafende der 4.5-

jährigen Freiheitsstrafe damit, dass die bei ihm festgestellte ungünstige Legalprognose mit 

spezialpräventiven Massnahmen während der Probezeit allenfalls noch verbessert werden könne. 

Dabei erachtet sie es als zulässig, die fehlende Voraussetzung betreffend die Prognose als 
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Anlass zu nehmen, um die bedingte Entlassung verbunden mit Bewährungsmassnahmen zu 

rechtfertigen. Indes schliesst die Vorinstanz selbst unter Zuhilfenahme einer Probezeit, 

Bewährungshilfe sowie von Weisungen nicht auf eine für die bedingte Entlassung erforderliche 

Prognose. Sodann sind die vorinstanzlichen Ausführungen in Bezug auf das Verhalten des 

Beschwerdeführers im Strafvollzug unzutreffend. Zwar reicht ein tadelloses Verhalten im 

Strafvollzug für die positive Legalprognose nicht aus und kann das Verhalten im Strafvollzug eine 

bedingte Entlassung nicht rechtfertigen (vgl. Urteil 6B_240/2017 vom 6. Juni 2017 E. 1.5.1 und 

1.5.6). Gleichwohl ist es ihm Rahmen der Beurteilung einer bedingten Entlassung zu 

berücksichtigen (vgl. oben E. 2.2.1). Somit sind die Voraussetzungen der bedingten Entlassung, 

soweit sie dargetan sind, nicht erfüllt. Folglich sind weder die bedingte Entlassung noch die in 

diesem Zusammenhang getroffenen Anordnungen betreffend die Probezeit, Bewährungshilfe 

sowie Weisungen rechtmässig. Der Entlassungsentscheid verstösst gegen Bundesrecht.   

  

E.2.4.2. Ungeachtet dieser Rechtslage, d.h. den fehlenden Voraussetzungen der bedingten 

Entlassung, kann die der Vorinstanz gemäss ihrer Begründung zugekommene Intention, die 

ungünstige Legalprognose des Beschwerdeführers im Auge zu behalten und allenfalls zu 

verbessern, vorliegend nicht auf dem Weg der bedingten Entlassung verwirklicht werden. Zwar 

prüft die zuständige Behörde von Amtes wegen, ob der Gefangene bedingt entlassen werden 

kann (Art. 86 Abs. 2 Satz 1 StGB) und hat sie dies im Falle der Verweigerung mindestens einmal 

jährlich neu zu prüfen (vgl. Art. 86 Abs. 3 StGB). Sie kann die bedingte Entlassung auch gegen 

den Willen des Gefangenen anordnen (vgl. BGE 101 Ib 452 E. 1). Jedoch kommt die bedingte 

Entlassung einen Tag vor dem ordentlichen Strafende einer 4.5-jährigen Freiheitsstrafe einem 

Gesamtvollzug annähernd gleich und ist mit dem Sinn und Zweck des Instituts der bedingten 

Entlassung nicht vereinbar (vgl. oben E. 2.2). Der Nutzen entsprechender 

Bewährungsmassnahmen erscheint überdies angesichts der verbleibenden Reststrafe von einem 

Tag fraglich.   
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